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�A.  ALLGEMEINES



1. BEGRIFFE

���Im Kanton Freiburg wird die vollziehende Gewalt vom Staatsrat ausgeŸbt, der dabei von der Kantonsverwaltung unterstŸtzt wird.

���Die Regierungen der Schweiz beruhen sowohl auf Bundesebene als auch auf Kantonsebene auf dem Grundsatz der Kollegialregierung. Dies bedeutet, dass die Regierungsentscheide von einem Kollegium, d.h. einem aus mehreren Mitgliedern zusammengesetzten, nicht hierarchisch gestuften und geschlossen auftretenden Organ, gefasst werden.



Aus diesem Grundsatz ergeben sich verschiedene Merkmale, wie die Einheit des Kollegiums, die Gleichrangigkeit der Mitglieder des Kollegiums, die SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium oder das Departementalprinzip (d.h. die Mitglieder des Regierungskollegiums stehen gleichzeitig einem Ministerium oder Departement vor).

�In der Schweiz beruhen sowohl die Landesregierung als auch die Kantonsregierungen auf dem Prinzip der Kollegialregierung, wonach die vollziehende Gewalt einem aus mehreren gleichberechtigten Mitgliedern zu�sammengesetzten FŸhrungsorgan Ÿbertragen wird.��Obwohl sŠmtliche Kantone das Kollegialsystem gewŠhlt haben, ist dieses weder in der alten noch in der neuen Bundesverfassung vorgeschrieben. Beide Verfassungen lassen den Kantonen nŠmlich einen sehr grossen Handlungsspielraum in Bezug auf ihre politische Organisation.



Die neue Bundesverfassung sieht vor, dass der Bund die "EigenstŠndigkeit der Kantone wahrt", und beschrŠnkt sich darauf, eine "demokratische Verfassung" zu fordern. GemŠss der Botschaft des Bundesrates genŸgen die Kantonsverfassungen den Anforderungen an demokratische Ausgestaltung, wenn sie ein gewŠhltes Parlament vorsehen und den Grundsatz der Gewaltenteilung beachten.





Die Organisationsautonomie der Kantone betrifft also auch die Regierung. Die Kantone kšnnen z.B. ebenfalls ein par�lamentarisches oder ein prŠsidentielles Regierungssystem wŠhlen.

�Die Bundesverfassung schreibt den Kantonen dieses System jedoch nicht vor.��In diesem Bereich besteht in der Schweiz seit einigen Jahren ein Reformbedarf, der hauptsŠchlich mit den immer umfangreicher und komplexer werdenden Aufgaben des Staates und damit der Exekutive, dem Ausbau der zwischenstaatlichen Beziehungen, der gršsseren Inanspruchnahme der Regierungsbehšrden durch die …ffentlichkeit und die Medien, den zunehmenden Schwierigkeiten, einen Konsens zu finden, und der BerŸcksichtigung der GrundsŠtze des New Public Management begrŸndet wird.



Auf Bundesebene wurde nach einer ersten Phase, die in den 60er und 70er Jahren zur Ausarbeitung des ersten Gesetzes Ÿber die Organisation des Bundesrates und der Bundesverwaltung fŸhrte, eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die 1990 verschiedene Regierungsmodelle vorschlug, die fŸr die Schweiz in Frage kamen. Die beiden Modelle, die einen radikalen Systemwechsel mit dem †bergang zu einem prŠsidentiellen oder parlamentarischen Regierungssystem vorsahen, lehnte der Bundesrat von vornherein ab, weil sie seiner Meinung nach nicht mit unserer Konkordanzdemokratie vereinbar waren. Ende 1998 wurden schliesslich zwei Modelle zur StŠrkung der Kollegialregierung in die Vernehmlassung gegeben.



Bei den abgeschlossenen oder laufenden Verfassungsrevisionen auf Kantonsebene wird das Prinzip der Kollegialregierung im Allgemeinen nicht in Frage gestellt. Diskutiert werden die Mitgliederzahl der Regierung oder andere Massnahmen zur Verbesserung ihrer Arbeitsweise, doch die Mšglichkeit eines radikalen Systemwechsels wird mehr oder weniger von Amtes wegen verworfen, sofern sie Ÿberhaupt thematisiert wird.�Das schweizerische Regierungssystem ist zudem Gegenstand von Diskussionen, die vor allem die Frage betreffen, ob es fŸr die immer zahlreicher und komplexer werdenden Aufgaben des Staates gewappnet ist.��





2.	DIE ALLGEMEINE SITUATION IM KANTON FREIBURG



2.1. Die Gesetzgebung



Die Verfassung von 1857 widmet das 3. Kapitel des 4. Abschnitts (Staatsgewalten) der "vollziehenden und verwaltenden Gewalt".

���Die Verfassung ŸbertrŠgt die vollziehende und verwaltende Gewalt einem Staatsrat, der sich aus sieben Mitgliedern zusammensetzt. Die PrŠsidentin bzw. der PrŠsident wird vom Grossen Rat fŸr die Dauer eines Jahres gewŠhlt und ist fŸr das folgende Jahr nicht wieder wŠhlbar. Die Befugnisse des Staatsrates werden in einem relativ umfangreichen Katalog aufgefŸhrt, der insbesondere den Vollzug der Gesetze, die Verwaltung des Kantons, die Unterbreitung von GesetzesentwŸrfen im Grossen Rat, die Beaufsichtigung und Leitung der unteren Verwaltungsbehšrden sowie die Beziehungen mit den Bundes- und Kantonsbehšrden und dem Ausland umfasst und den Staatsrat zum fŸhrenden Organ bei der ErfŸllung der meisten staatlichen Aufgaben macht. Zur vorlŠufigen PrŸfung der GeschŠfte und zu ihrer Erledigung ist der Staatsrat schliesslich in Direktionen gegliedert.



Diese Merkmale der Kantonsregierung wurden aus der freisinnigen Verfassung von 1848 Ÿbernommen und entsprechen im Wesentlichen auch den frŸheren Verfassungen des Kantons Freiburg. Obwohl der Begriff "Kollegium" und davon abgeleitete Wšrter im Verfassungstext nicht vorkommen, gilt der Staatsrat als Kollegialbehšrde: Die Freiburger Regierung ist der Ansicht, dass der Kern des KollegialitŠtsbegriffs in der Tatsache enthalten ist, dass die vollziehende und verwaltende Gewalt einem Staatsrat zusteht.



Die weitere Organisation des Staatsrates und der Verwaltung wird hauptsŠchlich in einem Gesetz von 1848 geregelt, das also Šlter als die Verfassung ist und aus der Zeit der freisinnigen Herrschaft stammt. Obwohl es 1980 erheblich geŠndert wurde (Befugnisse der Direktionen und Kompetenzdelegation), wird allgemein anerkannt, dass es veraltet ist und dem geltenden Recht und der heutigen Praxis in vielen Punkten nicht mehr entspricht.�

Im Kanton Freiburg stammen die Gesetzes- und Verfassungsbestimmungen Ÿber die Exekutive aus dem letzten Jahrhundert.





Indem die Bestimmungen die vollziehende und verwaltende Gewalt einem 7-kšpfigen Staatsrat Ÿber�tragen, unterscheiden sie sich nicht wesentlich vom schweizerischen Standard in diesem Bereich.��



2.2.	Abgeschlossene oder vorgenommene Reformen



Die auf Verfassungsebene vorgenommenen Reformen der Exekutive des Kantons Freiburg betrafen hauptsŠchlich den Ausbau der Volksrechte. Dazu gehšren vor allem die EinfŸhrung der Volkswahl der StaatsrŠte im Jahre 1921 und der Unvereinbarkeit des Grossratsmandats mit dem Amt des Staatsrates sowie die BeschrŠnkung der Zahl der StaatsrŠtinnen und StaatsrŠte, die der Bundesversammlung angehšren dŸrfen.



Die Ÿbrigen €nderungen der Verfassungsbestimmungen Ÿber die vollziehende und verwaltende Gewalt waren im Wesentlichen durch UmstŠnde bedingt, die nicht in erster Linie die Exekutive betrafen.



Im Hinblick auf die EinfŸhrung einer unabhŠngigen Verwaltungsgerichtsbarkeit wurde 1978 die Bestimmung geŠndert, wonach der Staatsrat fŸr sŠmtliche verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten zustŠndig war. Die EinfŸhrung der Haftung der šffentlichen Gemeinwesen im Jahre 1979 fŸhrte zur Aufhebung der persšnlichen Haftung der Staatsratsmitglieder und der Beamtinnen und Beamten. Die Neugestaltung der Beziehungen zwischen den Kirchen und dem Staat im Jahre 1982 hatte zur Folge, dass die Aufsicht des Staatsrates Ÿber die Pfarreien gestrichen wurde.



Wenn man von den erfolglosen Bestrebungen zur Verkleinerung des Staatsrates absieht, war die Organisation der Exekutive nur noch von der Aufhebung der Bestimmung im Jahre 1987 unmittelbar betroffen, wonach fŸr den Verkauf oder die Teilung von GemeindegrundstŸcken eine Bewilligung des Staatsrates erforderlich war, da diese Massnahme eine unmittelbare Entlastung des Staatsrates von gewissen Aufgaben bezweckte.



Ab den 60er Jahren wurden im Kanton Freiburg jedoch Fragen aufgeworfen, welche die Arbeitsweise und die allgemeine Organisation der Exekutive direkter betrafen, ein PhŠnomen, das auch auf Bundesebene und in vielen anderen Kantonen zu beobachten war.



Nach einer ersten Interpellation zur Modernisierung der Verwaltungssektoren im Jahre 1962 erklŠrte der Grosse Rat 1969 eine Motion erheblich, welche die PrŸfung von Massnahmen zur Reorganisation der Kantonsverwaltung verlangte. In den folgenden Jahren wurden zahlreiche parlamentarische Vorstšsse zu diesem Thema eingereicht. 



Um der vom Grossen Rat erheblich erklŠrten Motion Folge zu leisten, wurde eine Kommission unter der Leitung von Professor Germain Crettol beauftragt, ein Inventar der Ver�waltungstŠtigkeit zu erstellen, nach geeigneten Massnahmen zur Verbesserung der Organisation und der Arbeitsweise der Exekutive zu suchen und VorschlŠge fŸr eine Verwaltungsreform zu machen. Die Kommission unterbreitete ihre Schlussfolgerungen 1971 in einem umfangreichen Bericht, dem Crettol-Bericht, der insbesondere die Schaffung einer PrŠsidialdirektion vorschlug.



Der Staatsrat wŸrdigte die QualitŠt der im Bericht vorgeschlagenen Lšsungen, vertrat aber die Meinung, dass die Schlussfolgerungen fŸr einen kleinen Kanton allzu ehrgeizig seien. Er verzichtete deshalb auf die WeiterfŸhrung der AbklŠrungen und beschrŠnkte sich darauf, einzelne VorschlŠge des Berichts in die Tat umzusetzen.



In diesem Rahmen wurde 1980 das Gesetz Ÿber die Organisation des Staatsrates und seiner Direktionen geŠndert. Die Revision hatte zwei Ziele: die †berprŸfung und gesetzliche Verankerung der Aufgabenteilung zwischen den Direktionen sowie die Lšsung des Problems der Kompetenzdelegation. Was diese Frage anbelangt, hielt der Gesetzgeber ausdrŸcklich fest, dass Artikel 56 der Verfassung, der die Befugnisse der Direktionen auf die Vorbereitung und den Vollzug der GeschŠfte beschrŠnkt, nicht restriktiv ausgelegt werden darf. Die Vorstellung, wonach sŠmtliche Entscheide der vollziehenden Gewalt vom Staatsrat selbst zu fŠllen sind, erwies sich in der Tat sehr rasch als unrealistisch und fŸhrte bereits im 19. Jahrhundert, vor allem aber ab den 50er Jahren zu zahlreichen Ausnahmen in Spezialgesetzen, die eine Kompetenzverteilung zwischen dem Staatsrat, den Direktionen und den Dienststellen vorsehen. Es gilt im †brigen zu beachten, dass sich dieses Problem bis zur Verfassungsrevision von 1914 (Art. 103 BV) auch auf Bundesebene gestellt hatte.



Ende der 80er Jahre beauftragte der Staatsrat eine Kommission mit der Ausarbeitung eines neuen Gesetzes Ÿber die Organisation des Staatsrates und der Kantonsverwaltung. Die Kommission wies in diesem Zusammenhang darauf hin, dass eine Revision der Artikel 49 bis 58 der Verfassung zwar wŸnschenswert, aber nicht unerlŠsslich sei. Im Mai 1991 unterbreitete sie ihren Vorentwurf, der zusammen mit einem erlŠuternden Bericht bei den interessierten Kreisen in die Vernehmlassung gegeben wurde. Nach der Auswertung der dabei eingegangenen Stellungnahmen wurde das Dossier bis zur Einleitung der Staats- und Verwaltungsreform des Kantons Freiburg im Jahre 1997 auf Eis gelegt.



In seinen Regierungsrichtlinien fŸr die Legislaturperiode 1997Ð2001 leitete der Staatsrat eine umfassende Reform des Staates, seiner Institutionen und seiner Verwaltung ein. Die Verfassungsrevision ist zwar Teil dieser Staats- und Verwaltungsreform, doch betreffen die meisten anderen Bereiche die vollziehende Gewalt als Ganzes direkt oder indirekt. Das zweite Projekt der Reform umfasst Ÿbrigens den Erlass eines neuen Gesetzes Ÿber die Organisation des Staatsrates und der Kantonsverwaltung.�











Die wichtigsten Reformen in diesem Bereich seit dem letzten Jahrhundert stehen im Zusammenhang mit der Anfang der 90er Jahre eingeleiteten, aber immer noch nicht abgeschlossenen Totalrevision des Gesetzes Ÿber die Organisation des Staatsrates und seiner Direktionen.��

3.	ALLGEMEINE W†RDIGUNG: BEIBE�HALTUNG DER KOLLEGIALREGIE�RUNG?

���Mit der Verankerung des bis jetzt nicht in Frage gestellten Kollegialsystems in der Staatsverfassung entspricht das Regierungssystem des Kantons Freiburg den seit der ersten HŠlfte des 19. Jahrhunderts entwickelten Regierungssystemen der Schweiz.



Dieses System hat eine Reihe von Vorteilen, von denen die folgenden immer wieder genannt werden:

Ð	die Verteilung der Macht und dadurch die Machthemmung;

Ð	der Einbezug von verschiedenen Erfahrungen und Meinungen, die eine umfassende Betrachtung der Probleme und die Suche nach Kompromisslšsungen ermšglichen;

Ð	der Pluralismus, d.h. die Beteiligung von Frauen und MŠnnern an der Verantwortung des Kollegiums, sowie die Vertretung der politischen, sprachlichen, regionalen oder frŸher auch religišsen Minderheiten;

Ð	die StabilitŠt und die KontinuitŠt, da die Mitglieder der Kollegialbehšrde nacheinander und nicht alle auf einmal ersetzt werden;

Ð	die Koordination auf hšchster Ebene.



In den letzten 150 Jahren haben die Aufgaben und Mittel des Staates jedoch betrŠchtlich zugenommen, und seine Strukturen und seine Handlungsweise sind viel vielfŠltiger und komplexer geworden.



Muss man angesichts dieser VerŠnderungen zum Schluss kommen, dass das Kollegialsystem Ÿberholt ist und einer neuen Regierungsform Platz machen sollte?�



Falls die Frage einer grundlegenden €nderung des Regierungssystems gestellt werden soll, so ist die Totalrevision der Verfassung die Gelegenheit dazu.





Soll der Grundsatz der Kollegialregierung selbst in Frage gestellt werden?��





3.1.	Infragestellung des Kollegialsystems auf Bundes�ebene und in den Kantonen



Aus den Anfang der 90er Jahre auf Bundesebene vorgenommenen Arbeiten gingen fŸnf Regierungsmodelle hervor. Zwei dieser fŸnf Modelle schlugen den †bergang vom Kollegialsystem zu einem parlamentarischen oder prŠsidentiellen Regierungssystem nach dem Muster der in den demokratischen Staaten am meisten verbreiteten Regierungsformen vor.



Das wichtigste Merkmal des parlamentarischen Regierungssystems (typisches Beispiel: Grossbritannien, doch haben die meisten LŠnder der EuropŠischen Union dieses System) ist das Bestehen eines dauerhaften VertrauensverhŠltnisses zwischen der Regierung und der Parlamentsmehrheit: Die Regierung ist von der UnterstŸtzung der Parlamentsmehrheit abhŠngig und wird kollektiv gestŸrzt, wenn sie diese verliert. Die ideale Form des parlamentarischen Systems beruht also auf dem Wettbewerb zweier regierungsfŠhiger Parteien (man spricht auch von "Kon�kurrenzdemokratie"), wobei die Partei, welche die Mehrheit erzielt hat, die Regierung bildet, wŠhrend die gegnerische Partei versucht, die Mehrheit erneut zu erlangen.



In einem prŠsidentiellen Regierungssystem (z.B. die USA) liegt die Verantwortung fŸr die gesamtstaatliche FŸhrung bei einem vom Volk gewŠhlten Staatsoberhaupt, das die Mitglieder seiner Regierung (Ministerinnen und Minister) ernennt und absetzt. Die PrŠsidentin oder der PrŠsident und das Parlament sind auf politischer und institutioneller Ebene všllig unabhŠngig voneinander.



Der Bund beschloss aber sehr bald, diese beiden Modelle nicht weiter zu verfolgen. Nach Meinung des Bundesrates erfordert der †bergang zu einem parlamentarischen oder prŠsidentiellen System im gesamten politischen System der Schweiz tiefgreifende €nderungen, die insbesondere den Grundsatz der Konkordanzdemokratie, gewisse Volksrechte oder auch die Parteienvielfalt in Frage stellen wŸrden. Ausserdem gehen die massgebenden Formen des parlamentarischen und prŠsidentiellen Regierungssystems ungefŠhr auf dieselbe Zeit zurŸck, in der auch die Schweizer Regierung geschaffen wurde. Ein Blick auf die Staaten, die eines dieser Systeme gewŠhlt haben, zeigt jedoch, dass sie fŸr die BewŠltigung der komplexen Herausforderungen unserer Zeit kaum besser gerŸstet sind als das jetzige System der Schweiz.

�











Im Rahmen der Staatsleitungsreform des Bundes wurde Anfang der 90er Jahre der †bergang zu einem parlamentarischen oder prŠ�sidentiellen System diskutiert, doch wurde sehr bald beschlossen, am Kollegialsystem festzuhalten.��Diese †berlegungen dŸrften grundsŠtzlich auch fŸr die Kantone gelten, wo ein Systemwechsel umso weniger gerechtfertigt erscheint, als sich die Aufgaben und Probleme der Kantonsregierungen und -verwaltungen bezŸglich QuantitŠt und KomplexitŠt nicht wirklich mit denjenigen des Bundesrates und der Bundesverwaltung vergleichen lassen.



Es ist im †brigen symptomatisch, dass diese Frage in keinem Kanton ernsthaft gestellt wird. Sie wird hšchstens kurz erwŠhnt, so z.B. im Kanton Waadt, wo verschiedene Dokumente Ð die vor kurzem beschlossene Reorganisation der Verwaltung, die erlŠuternden Berichte zu den beiden VorentwŸrfen der neuen Verfassung Ð ausdrŸcklich darauf hinweisen, dass die Idee eines prŠsidentiellen Systems verworfen wurde, oder dann im Kanton St. Gallen, wo der erlŠuternde Bericht zum Verfassungsvorentwurf vom 1. Juli 1998 festhŠlt, dass das Konkordanzsystem beibehalten wird, da es keinen Anlass fŸr einen Wechsel zum Konkurrenzsystem gebe. Die Frage wird jedoch nirgends wirklich eingehend behandelt.



Die Tendenz geht vielmehr in Richtung einer ausdrŸcklichen BestŠtigung des Grundsatzes der Kollegialregierung und seiner Auswirkungen. WŠhrend die Kantonsverfassungen des letzten Jahrhunderts das Kollegialprinzip und seine Auswirkungen nicht ausdrŸcklich erwŠhnen (mit der Ausnahme der Verfassung des Kantons GraubŸnden), ist dieses in praktisch allen neueren Verfassungen (Jura, Aargau, Basel-Landschaft, Uri, Solothurn, Thurgau, Glarus, Appenzell Ausserrhoden, Tessin; Ausnahme: Bern) und in den in den letzten Jahren geŠnderten Verfassungsbestimmungen Ÿber die Exekutive (Luzern, Wallis) zu finden, wobei meist prŠzisiert wird, dass die Regierung ihre BeschlŸsse als Kollegium fasst.�



In den Kantonen stellt sich die Frage kaum und wird denn auch bei den meisten laufenden Verfassungsrevisionen gar nicht erwŠhnt.��



3.2.	Die Situation im Kanton Freiburg



Im Kanton Freiburg stellt sich die Frage der Revision der Artikel 49 bis 58 der Verfassung bereits seit einiger Zeit.

���Die Schlussfolgerungen des Crettol-Berichts konnten nŠmlich nur mit einer Revision dieser Artikel umgesetzt werden. Bei der Ausarbeitung des Vorentwurfs zum Gesetz Ÿber die Organisation des Staatsrates und seiner Direktionen vom Mai 1991 wurde ausserdem festgestellt, dass diese Bestimmungen oder zumindest einige von ihnen den heutigen Gegebenheiten und BedŸrfnissen nicht mehr entsprachen. Dies gilt vor allem fŸr Artikel 52, der die Befugnisse des Staatsrates regelt, und fŸr Artikel 56, der die †bertragung jeglicher Entscheidungsbefugnisse an die Direktionen zu verbieten scheint (und bereits seit langem nicht mehr angewendet wird).



Ausserdem wurde in den letzten Jahren immer wieder betont, dass die Regierung die Mšglichkeit haben mŸsse, sich auf ihre eigentliche RegierungstŠtigkeit zu konzentrieren. Dies war mit ein Grund, warum die meisten richterlichen Befugnisse des Staatsrates im Rahmen der Anpassung der kantonalen Gesetzgebung an Artikel 6 der EuropŠischen Menschenrechtskonvention gestrichen wurden. Und eines der Ziele des "New Public Management" besteht gerade darin, dem Staatsrat mehr Zeit fŸr seine Exekutivfunktion zu geben.



Diese Probleme rechtfertigen aber auf den ersten Blick keinen radikalen Systemwechsel, und aufgrund der Erfahrungen auf Bundesebene und in den Ÿbrigen Kantonen scheint es auch ein wenig illusorisch, das Kollegialsystem grundlegend in Frage stellen zu wollen, dies umso mehr, als man in einem solchen Fall das gesamte politische System Ÿberdenken mŸsste.



Der Staatsrat hat erst kŸrzlich bestŠtigt, dass er am Kollegial�system festhalten will: "Die KollegialitŠt ist ein Grundmerkmal des schweizerischen Regierungssystems: In unserem Land wird seit mehreren Jahrhunderten auf diese Weise regiert". Auch der Vorentwurf des Gesetzes Ÿber die Organisation des Staatsrates und der Verwaltung aus dem Jahre 1991, welcher der laufenden Revision des Gesetzes von 1848 zugrunde liegt, hŠlt klar am Grundsatz der Kollegialregierung fest und fŸhrt sogar seine wichtigsten Auswirkungen aus.



Ist es daher nicht besser, das heutige System anzupassen und zu entwickeln, wie dies in der restlichen Schweiz zu beobachten ist?�Ein radikaler Systemwechsel wurde bis jetzt auch im Kanton Freiburg nicht ernsthaft verlangt oder erwogen.



Wenn man einen Blick auf die Staatsleitungsreform des Bundes wirft, kann man sich zudem fragen, ob es nicht etwas ŸberflŸssig ist, diese Frage Ÿberhaupt zu stellen.��



3.3. Vorfragen



Sind Sie einverstanden mit der Beibehaltung des Kollegialsystems?�1. Frage��

Falls Sie gegen die Beibehaltung des Kollegial�systems sind, welche Regierungsform bevorzugen Sie?:

das parlamentarische System

das prŠsidentielle System

ein anderes System�2. Frage��

Haben Sie ErklŠrungen, Bemerkungen oder VorschlŠge zu diesem Thema?�3. Frage��





B.  DISKUSSIONSTHEMEN





Selbst wenn man davon ausgeht, dass das System der Kollegialregierung beibehalten werden soll, sind zahlreiche €nderungen denkbar. Diese kšnnen beispielsweise die Zusammensetzung der Regierung, ihre Arbeitsweise, ihre Beziehungen mit der Verwaltung, die Kompetenzverteilung zwischen der Regierung und ihren Mitgliedern, die Auswirkungen des Kollegialprinzips oder die Arbeitsweise der Verwaltung betreffen.



Im Folgenden werden vier Themen beleuchtet, die immer wieder diskutiert werden:

die Mitgliederzahl der Regierung (1);

die StŠrkung des RegierungsprŠsidiums (2);

die SolidaritŠt gegenŸber den Entscheiden des Kollegiums (3);

die Doppelfunktion als Regierungsmitglied und Departementsvorsteherin bzw. -vorsteher (4).



Diese Themen beeinflussen sich gegenseitig, so dass †berschneidungen unvermeidbar sind. Im †brigen gibt es natŸrlich noch andere mšgliche Diskussionsthemen (vgl. Beispiele unter Ziff. 5), und es gibt auch †berschneidungen mit den anderen Ideenheften (das Ideenheft Ÿber die AusŸbung der politischen Rechte behandelt z.B. den Wahlmodus der Regierungsmitglieder).���





DIE MITGLIEDERZAHL DER REGIE�RUNG



Der Staatsrat des Kantons Freiburg setzt sich aus 7 Mitgliedern zusammen. Da die Mitgliederzahl in der Verfassung vorgeschrieben ist, stellt sich die Frage ihrer ZweckmŠssigkeit bei einer Totalrevision unweigerlich.���1.1.	Die Situation auf Bundesebene und in den Ÿbrigen Kantonen



GegenwŠrtig haben alle Kantonsregierungen 5 oder 7 Mitglieder, wŠhrend die Landesregierung 7 Mitglieder zŠhlt:���

Regierung mit 5

Mitgliedern�SO, BL, SH, GR, AG, TG, TI, VS, NE, JU��Regierung mit 7

Mitgliedern�Bund, ZH, BE, LU, UR, SZ, OW, NW, GL, ZG, FR, BS, AR, AI, SG, VD, GE��

Die Mitgliederzahl der Regierung wird jedoch auf Bundesebene und in einigen Kantonen diskutiert.



Auf Bundesebene wurden im Rahmen der laufenden Reform schliesslich zwei Varianten vorgeschlagen, die eine allfŠllige €nderung der Mitgliederzahl des Bundesrates vorsehen: Erhšhung auf 8 oder 9 Mitglieder im Falle einer Aufwertung der PrŠsidialfunktion (Variante 1) und Verringerung auf 5 Mitglieder im Falle einer zweistufigen Regierung (Variante 2). Die im Rahmen der Vernehmlassung eingegangenen Stellungnahmen sprachen sich jedoch mehrheitlich fŸr die Beibehaltung eines 7-kšpfigen Bundesrates aus.



In den Kantonen geht der Trend eher in Richtung einer Verkleinerung der Regierung. Nach den Kantonen Bern und Appenzell Innerrhoden im Jahre 1989 bzw. 1995 hat nun auch Nidwalden die Mitgliederzahl seines Regierungsrates von 9 auf 7 Personen reduziert. Die Mšglichkeit einer Verkleinerung der Regierung von 7 auf 5 Mitglieder wird oder wurde zudem in verschiedenen anderen Kantonen mehr oder weniger eingehend diskutiert: Der Luzerner Grosse Rat lehnte es vor kurzem ab, auf einen entsprechenden Antrag einzutreten. Im Kanton ZŸrich wurde ein Postulat zu diesem Thema eingereicht. Bei den Arbeiten zur Totalrevision der Verfassungen der Kantone Basel-Stadt und Waadt wurde die Frage ebenfalls erwŠhnt.



Die Frage einer Vergršsserung der Regierung von 5 auf 7 Mitglieder wurde kŸrzlich im Kanton GraubŸnden aufgeworfen, wo ein entsprechendes Postulat 1995 zurŸckgezogen wurde.�



WŠhrend die Reformen auf Bundesebene vermutlich mit der Beibehaltung des 7-kšpfigen Bundesrates enden werden, wird die Frage einer Verkleinerung der Regierung von 7 auf 5 Mitglieder in mehreren Kantonen diskutiert.��



1.2. Die Situation im Kanton Freiburg



Die in der Verfassung von 1857 verankerte Zahl von 7 StaatsrŠten wurde erstmals in der freisinnigen Verfassung von 1848 festgeschrieben, um den Verwaltungsapparat des Kantons zu entlasten und eine raschere Erledigung der GeschŠfte zu gewŠhrleisten. Die frŸheren Verfassungen des Kantons Freiburg hatten einen "Kleinen Rat" mit 13 Mitgliedern (Verfassung von 1831) bzw. 28 Mitgliedern vorgesehen (Verfassung von 1814, wobei aber die meisten Regierungs- und Verwaltungsbefugnisse einem 13-kšpfi�gen Staatsrat oblagen, der aus dem Kleinen Rat hervorging).



Die Frage der Mitgliederzahl der Regierung wurde seit 1857 mehrmals aufgeworfen, allerdings immer nur im Sinne einer Verkleinerung:

1872 schlug der Staatsrat vor, die Regierung auf 5 Mitglieder zu verkleinern, aber der Grosse Rat sprach sich dagegen aus.

1891 verlangte die Motion Bielmann zur Totalrevision der Verfassung ebenfalls eine Verkleinerung der Regierung, doch wurde dieser Punkt bei der infolge der Motion eingeleiteten Teilrevision nicht berŸcksichtigt.

1953 sah einer der sieben Punkte der von den Freisinnigen lancierten Volksinitiative erneut eine Verkleinerung des Staatsrates von 7 auf 5 Mitglieder vor, doch wurde die Initiative fŸr ungŸltig erklŠrt.

1959 erschien die Verkleinerung wieder in einem Entwurf zu einer Verfassungsrevision, den der Staatsrat dem Grossen Rat unterbreitete, allerdings nur als geprŸfte und dann verworfene €nderung.



Die Frage wurde eigentlich nie richtig diskutiert, da sie jedes Mal bereits im Stadium der Vorarbeiten ausgeklammert wurde.�







Die Zahl von 7 StaatsrŠtinnen und StaatsrŠten war seit ihrer EinfŸhrung im Jahre 1848 immer wieder Gegenstand von Vorstšs�sen, doch wurden die VorschlŠge zur Verkleinerung des Staatsrates nie wirklich diskutiert.��



1.3. Die Auswirkungen



Die Gršsse der Regierung wirkt sich auf die Verteilung der Arbeit auf die einzelnen Mitglieder (a) und die Arbeitsweise des Kollegiums (b) aus. Des Weiteren hat sie einen Einfluss auf die Vertretung der verschiedenen Gruppierungen in der Regierung (c) und die Kosten des Kollegiums (d).���



a)	Die Verteilung der Aufgaben auf die einzelnen Regierungsmitglieder



Der Anstieg der staatlichen Aufgaben und ihre zunehmende Vielfalt wirken sich auch auf die Arbeitsbelastung der Regierungsmitglieder aus.

���Eine Erhšhung der Zahl der Regierungsmitglieder wŸrde deshalb offensichtlich zu einer besseren Verteilung der Arbeitslast fŸhren und in den meisten FŠllen mit einer Verkleinerung der Departemente und einer Verringerung der Zahl der direkten Untergebenen der einzelnen Staatsratsmitglieder einhergehen.



Dasselbe Ziel kann aber auch mit anderen Massnahmen erreicht werden.



Die Aufhebung der den Regierungsmitgliedern zugewiesenen Funktion der Departementsvorsteherin bzw. des Departementsvorstehers wŸrde ebenfalls zu einer Entlastung der Staatsratsmitglieder fŸhren. In diesem Fall stellt sich eher die Frage einer Verkleinerung des Staatsrates.



Ausserdem sollte die Belastung, welche die Leitung eines Departements fŸr eine StaatsrŠtin oder einen Staatsrat darstellt, durch organisatorische Massnahmen verringert werden kšnnen, selbst wenn man an diesem System festhŠlt.



Schliesslich lassen sich die Aufgaben der Kantonsregierungen sowohl in Bezug auf ihren Umfang als auch ihre KomplexitŠt nicht mit denjenigen des Bundesrates vergleichen. In den Ÿbrigen Kantonen stellt sich die Frage der Zahl der Regierungsmitglieder ausserdem mehrheitlich im Sinne einer Verkleinerung der Exekutive. In vielen Kantonen mit einer 7-kšpfigen Regierung kšnnen die Regierungsmitglieder ihr Mandat zudem teilzeitlich ausŸben oder Ÿben es teilzeitlich aus (Uri, Schwyz, Obwalden, Nidwalden, Glarus, Appenzell Ausserrhoden und Innerrhoden).



Unter dem Gesichtspunkt einer besseren Arbeitsverteilung kann also die Erhšhung der Mitgliederzahl des Staatsrates als mšgliche Massnahme ins Auge gefasst werden, sofern das Departementalprinzip (d.h. die Regierungsmitglieder stehen gleichzeitig einem Departement vor) beibehalten wird.�Eine Erhšhung der Zahl der Regierungsmitglieder hŠtte eine Verkleinerung der Departemente und damit eine Entlastung der Staats�rŠtinnen und StaatsrŠte zur Folge.







Diese Massnahme ist jedoch nur mšglich, wenn die Doppelfunktion als Regierungsmitglied und Departements�vorsteher/in beibehalten wird.��



b)	Die Arbeitsweise des Kollegiums



Es wird allgemein anerkannt, dass die FŸhrung eines leitenden Organs ab einer bestimmten Gršsse schwieriger oder sogar problematisch wird: In einem kleinen Kollegium ist es leichter als in einem 9- oder 11-kšpfigen Gremium, die Anstrengungen zu koordinieren und BeschlŸsse zu fassen. Das Eidgenšssische Justiz- und Polizeidepartement weist in seinem Bericht zur Staatsleitungsreform Ÿbrigens ausdrŸcklich darauf hin, dass die neueren Erkenntnisse der FŸhrungspraxis in der Wirtschaft eher zu einer Verkleinerung der leitenden Organe fŸhren.





Diese Frage ist im Zusammenhang mit dem Problem des RegierungsprŠsidiums zu sehen. Nach der sogenannten "Schwellentheorie", einer Organisationstheorie, muss eine Regierung mit mehr als sieben Mitgliedern hierarchisch gestuft werden (gefŸhrtes Kollegium), wŠhrend bei einem Siebnergremium noch keine RegierungsprŠsidentin bzw. kein RegierungsprŠsident notwendig ist (selbsttŠtiges Kollegium). Diese Theorie ist allerdings umstritten.



Die Anforderungen in Bezug auf die Arbeitsweise des Kollegiums sprechen jedoch eher fŸr die Beibehaltung des Status quo oder eine Verkleinerung der Regierung.�







Sofern das RegierungsprŠsidium nicht gestŠrkt wird, sprechen die Anforderungen in Bezug auf die Arbeitsweise des Kollegiums klar fŸr eine beschrŠnkte Zahl von Mitgliedern.��



c)	Die Vertretung der Parteien, Regionen, Sprachen und Geschlechter

���1959 hob der Staatsrat die Bedeutung der Vertretung der Sprachen und Regionen in der Regierung hervor und sprach sich deshalb gegen eine Motion aus, die eine Verkleinerung des Staatsrates verlangte. Die Mšglichkeit einer breiteren politischen Vertretung wie wahrscheinlich auch eines hšheren Frauenanteils ist ebenfalls ein Argument fŸr eine relativ grosse Zahl von Regierungsmitgliedern.



Ein Blick auf die letzten fŸnf Legislaturperioden zeigt diesbezŸglich folgendes Bild:�

Je mehr Mitglieder eine Regierung hat, desto besser ist theoretisch die Vertretung der verschiedenen Gruppierungen.��

Vertretung�1976 Ð 1981�1981 Ð 1986�1986 Ð 1991�1991 Ð 1996�1996 Ð 2001��Parteien�4 CVP, 2 FDP, 1 BGB�3 CVP, 2 FDP, 2 SP�3 CVP, 2 SP, 1 FDP, 1 SVP�3 CVP, 2 SP, 1 DSP, 1 SVP�3 CVP, 2 SP, 1 FDP, 1 Unabh.��Sprachen�5 Fr. + 2 Dt.�5 Fr. + 2 Dt.�5 Fr. + 2 Dt.�5 Fr. + 2 Dt.�5 Fr. + 2 Dt.��Regionen�4 Bezirke + Stadt Freiburg�3 Bezirke + Stadt Freiburg�4 Bezirke + Stadt Freiburg�4 Bezirke + Stadt Freiburg�5 Bezirke + Stadt Freiburg��Geschlechter�7 M.�7 M.�6 M. + 1 F.�6 M. + 1 F.�6 M. + 1 F.��

Wie aus dieser Tabelle hervorgeht, ermšglicht eine 7-kšpfige Regierung eine relativ breite Vertretung der verschiedenen Gruppierungen. Die Vertretung der Parteien zeigt, dass eine auf Kantonsebene weniger wichtige Partei oder sogar ein UnabhŠngiger den Sprung in den Staatsrat schaffen kann. Die kontinuierliche Vertretung der deutschsprachigen Minderheit entspricht ungefŠhr ihrem Anteil an der Bevšlkerung. Im Durchschnitt sind fŸnf der acht Regionen im Staatsrat vertreten (es handelt sich um die Wahlkreise, da das Kriterium die Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten durch die Sektionen der politischen Parteien darstellt).



Bei einem nŠheren Blick auf die Vertretung der Regionen wŠhrend dieser fŸnf Legislaturperioden zeigt sich hingegen, dass die Vertreterinnen und Vertreter der Stadt Freiburg, des Wahlkreises Saane-Land und des Sensebezirks mehr als 2/3 der Sitze einnahmen (obwohl sie nur 51% der Bevšlkerung ausmachen), wŠhrend der Greyerzbezirk (16% der Bevšlkerung) gar nicht vertreten war. Ausserdem sind die Frauen noch nicht angemessen vertreten, obwohl ein 7-kšpfiges Regierungskollegium dies im Prinzip begŸnstigen sollte.



Man kann aber nicht allen Aspekten der Vertretung denselben Stellenwert einrŠumen. Es fragt sich beispiels�weise, ob die Vertretung der Regionen nicht an Bedeutung verliert. Schliesslich haben Volk und StŠnde (darunter auch Freiburg) erst vor kurzem deutlich fŸr die Aufhebung der "Kantonsklausel" fŸr die Mitglieder des Bundesrates gestimmt.

���Auch wenn eine angemessene Vertretung der Frauen, Parteien, Sprachen und Regionen bei einem gršsseren Regierungskollegium leichter zu erzielen ist, kann jedoch keine Vertretung garantiert werden, sofern keine zwingenden Regeln in Bezug auf den Wahlmodus bestehen. Aus diesem Grund gewŠhrleistet der Kanton Bern dem Berner Jura in seiner Verfassung einen Sitz, wŠhrend im Kanton Wallis drei der fŸnf Sitze aufgrund eines regionalen SchlŸssels verteilt werden.�

In der Praxis kšnnen nur zwingende Bestimmungen in Bezug auf die Wahlen eine fŸr unerlŠsslich erachtete Vertretung garantieren.��

d)	Der finanzielle Aspekt



Bei den verschiedenen Bestrebungen zur Verkleinerung des Staatsrates wurde immer wieder auf die Kosten hingewiesen, die ein Regierungsmitglied verursacht.

���Dieses Argument wurde aber jedes Mal mit der BegrŸndung vom Tisch gewischt, dass eine Verkleinerung des Staatsrates eine Erhšhung der Zahl der Dienstchefinnen und Dienstchefs sowie der Beamtinnen und Beamten bedingen wŸrde: "Wo bliebe da die beabsichtigte Einsparung?" fragte der Staatsrat insbesondere 1959. Dieses Argument leuchtet ein: Wenn der Staatsrat von gewissen mehr administrativen Funktionen entlastet werden soll, damit er sich auf seine Regierungsarbeit konzentrieren kann, ist es nur logisch, dass sich diese Entlastung auf die Verwaltung auswirkt, was ebenfalls Kosten verursacht.



Der Crettol-Bericht von 1971 hŠlt jedoch mehr oder weniger das Gegenteil fest: "Je mehr Departemente (Direk�tionen) es gibt, desto gršsser ist gemŠss dem Parkinsonschen Gesetz die Gefahr eines Ausbaus des Verwaltungsapparats" (†bersetzung).



Aufgrund seiner Bedeutung beim Volk kann der finanzielle Aspekt aber nicht einfach ausgeklammert werden. Die GehŠlter der sieben Staatsratsmitglieder belaufen sich im Voranschlag des Jahres 1999 auf 1'469'000 Franken. Dazu kommen die den ehemaligen StaatsrŠten ausgerichteten Renten in der Hšhe von 1'504'490 Franken. Wenn man sich nur auf diese Zahlen abstŸtzt, ist klar, dass ein 5-kšpfiger Staatsrat weniger kostet als ein 9-kšpfiger Staatsrat. Die Kosten bzw. die indirekten Einsparungen, die durch eine Verkleinerung oder Vergršsserung des Staatsrates entstehen kšnnten, sind hingegen viel schwieriger abzuschŠtzen.



Es scheint also, dass das Problem der Kosten eines Regierungsmitglieds mit grosser ZurŸckhaltung angegangen werden muss. Dieser Aspekt wird Ÿbrigens im Rahmen der Arbeiten zur Reform des Bundesrates nicht angesprochen.�Der Zusammenhang zwi�schen der Gršsse der Regierung und ihren Kosten ist sehr schwer zu beurteilen, und der finanzielle Aspekt lŠsst sich kaum als entscheidendes Argument ver�wenden.��



1.4.	Fragen im Zusammenhang mit der Gršsse der Regierung���

Soll die jetzige Mitgliederzahl des Staatsrates Ihrer Meinung nach beibehalten, verringert oder erhšht werden?�Frage 4a��

Welche Punkte scheinen Ihnen in diesem Zusammenhang besonders wichtig?:

eine bessere Verteilung der Arbeit auf die einzelnen Regierungsmitglieder

die effiziente Arbeitsweise des Kollegiums

die Fragen der Vertretung

der finanzielle Aspekt

andere�Frage 4b��

Soll die Vertretung gewisser Bevšlkerungsgruppen in der Regierung Ihrer Meinung nach gesetzlich garantiert werden?



Wenn ja, in welcher Beziehung?:

politische Parteien

Regionen

Sprachen

Geschlechter�Frage 4c��

Haben Sie weitere Bemerkungen zur Mitgliederzahl des Staatsrates?�Frage 4d��









2.	DIE ST€RKUNG DES REGIERUNGS�PR€SIDIUMS

���Die StaatsratsprŠsidentin oder der StaatsratsprŠsident hat heute sehr beschrŠnkte Befugnisse und eine vor allem formelle Funktion. Der Vorsitz wechselt Ÿberdies jedes Jahr. Der Staatsrat ist also ein sogenanntes "selbsttŠtiges Kollegium". Man kann sich jedoch fragen, ob das RegierungsprŠsidium gestŠrkt werden soll, so dass der Staatsrat zu einem gefŸhrten Kollegium wird.���



2.1.	Die Situation auf Bundesebene und in den Ÿbrigen Kantonen

���Der eher formelle Charakter des RegierungsprŠsidiums entspricht dem schweizerischen Standard und ist sowohl auf Bundesebene als auch in der Mehrzahl der Kantone zu finden.



Eines der beiden Modelle, die schliesslich im Rahmen der Staatsleitungsreform des Bundes in die Vernehmlassung gegeben wurden, sieht jedoch eine massvolle StŠrkung des PrŠsidiums und die Schaffung eines PrŠsidialdepartements vor, das die wichtigsten Stabsfunktionen des Bundes umfasst.



Einige Kantone kennen Ÿbrigens bereits heute ein zweijŠhriges PrŠsidium (Schwyz, Zug, Appenzell Innerrhoden) oder sogar ein vierjŠhriges PrŠsidium (Glarus, Appenzell Ausserrhoden). Die neue Berner Verfassung verzichtet zwar darauf, diese Frage zu regeln, schliesst aber die Mšglichkeit nicht aus, dass der PrŠsidentin oder dem PrŠsidenten weitere FŸhrungsaufgaben Ÿbertragen werden, sofern das Prinzip der Gesamtverantwortung aller Regierungsmitglieder nicht beeintrŠchtigt wird. Im Kanton Waadt wurde zwar bei der vor kurzem durchgefŸhrten Reorganisation der Verwaltung von der Schaffung eines PrŠsidialdepartements abgesehen, doch taucht der Vorschlag nun wieder in dem von einer Arbeitsgruppe der Kantonsverwaltung ausgearbeiteten Vorentwurf der Verfassung auf.�





Die RegierungsprŠsiden�tin�nen und -prŠsidenten von Bund und Kantonen haben im Grossen und Ganzen sehr beschrŠnkte Befug�nisse.



Bisweilen werden Anstrengungen zu einer ÐÊmass�vollenÊÐ StŠrkung des PrŠsidiums unternommen.��



2.2.	Die Situation im Kanton Freiburg

���Die Verfassung von 1857, die diesbezŸglich das Grund�gesetz von 1848 praktisch im Wortlaut wiedergibt, sagt sehr wenig Ÿber den StaatsratsprŠsidenten: Sie hŠlt lediglich fest, dass er vom Grossen Rat fŸr die Dauer eines Jahres ernannt wird und nicht sofort wiedergewŠhlt werden kann. In der Praxis wŠhlt der Grosse Rat das Staatsratsmitglied, das im vorangegangenen Jahr VizeprŠsidentin oder VizeprŠsident war, zur PrŠsidentin oder zum PrŠsidenten. Und obwohl der VizeprŠsident formell vom Staatsrat ernannt wird, Ÿbernehmen die Staatsratsmitglieder das VizeprŠsidium der Regierung turnusgemŠss nach dem AnciennitŠtsprinzip.

�





Die PrŠsidentin bzw. der PrŠsident der Freiburger Regierung hat hauptsŠchlich eine formelle Funktion.��Die Verfassung von 1857 sagt jedoch nichts Ÿber die Befugnisse der PrŠsidentin bzw. des PrŠsidenten. Diese werden im Gesetz von 1848 Ÿber die Organisation des Staatsrates und seiner Direktionen aufgefŸhrt. Die neun Artikel zum StaatsratsprŠsidium, die noch nie geŠndert wurden, ermŠchtigen die PrŠsidentin bzw. den PrŠsidenten, die GeschŠfte unter den Direktionen zu verteilen, Ÿber die Erledigung der GeschŠfte durch die Direktionen zu wachen, die Staatsratssitzungen einzuberufen und zu leiten, die Kanzlei zu beaufsichtigen und die auswŠrtigen Angelegenheiten des Kantons vorgŠngig zu behandeln. Aufgrund dieser Befugnisse ist der PrŠsident kein richtiger Regierungschef, sondern lediglich ein "primus inter pares".



Der Crettol-Bericht von 1971 sprach sich fŸr eine StŠrkung des RegierungsprŠsidiums aus, um der mangelnden KontinuitŠt auf Verwaltungsebene und dem fehlenden persšnlichen FŸhrungsstil des Staatsrates abzuhelfen. Zu diesem Zweck schlug er die Schaffung einer "PrŠsidial�direktion" vor, die es dem PrŠsidenten einerseits ermšglichen sollte, die Zusammenarbeit zwischen den Direktionen zu organisieren und zu koordinieren (Zusammenlegung der allgemeinen oder zentralen Dienste) und andererseits den Kontakt mit den externen Strukturen wie den OberŠmtern und den Gemeinden sicherzustellen (†bernahme der GeschŠfte des "Innern"). Dieser Vorschlag fŸhrte jedoch zum Scheitern der im Crettol-Bericht vorgeschlagenen Massnahmen, da die Idee einer PrŠsidialdirektion nach Ansicht des damaligen Staatsrates nicht mit dem Kollegialsystem vereinbar war.



Bei den spŠteren Revisionen und Bestrebungen zur €nderung des Gesetzes Ÿber die Organisation des Staatsrates und seiner Direktionen wurde dieses Problem nicht mehr erwŠhnt, das Ÿbrigens auch gar nicht ohne Verfassungsrevision gelšst werden konnte.�Die vor rund 30 Jahren unternommenen Anstrengungen zur StŠrkung des PrŠsidiums fŸhrten zum Scheitern der geplanten Reformen.��



2.3.	Massnahmen zur StŠrkung des PrŠsidiums

���Will man das PrŠsidium stŠrken, so sind eine VerlŠngerung der Amtsdauer und ein Ausbau der PrŠsidialaufgaben praktisch unumgŠnglich. Man kann aber auch weiter gehen und z.B. ein PrŠsidialdepartement schaffen oder sogar die Volkswahl der PrŠsidentin oder des PrŠsidenten einfŸhren.



Eine VerlŠngerung der Amtsdauer erlaubt eine gewisse KontinuitŠt bei der FŸhrung der Regierung und lŠsst der PrŠsidentin bzw. dem PrŠsidenten genŸgend Zeit, einen eigenen FŸhrungsstil zu entwickeln. Die Amtsdauer kann auf zwei Jahre erhšht werden ÐÊmit oder ohne Mšglichkeit der WiederwahlÊÐ oder auf die Dauer der gesamten Legislaturperiode verlŠngert werden.



Der Ausbau der Befugnisse der PrŠsidentin oder des PrŠsidenten gegenŸber dem Kollegium kann die Anregung von Projekten, die Verantwortung fŸr die Koordination der Departemente, die Vorbereitung und Leitung der Sitzungen, die Schlichtung von Konflikten zwischen den Mitgliedern des Kollegiums und die Suche nach Kompromissen, die Kontrolle und die Beaufsichtigung der Verwaltung, die Verantwortung fŸr die Information der …ffentlichkeit, die Vertretung des Kantons und die ZustŠndigkeit fŸr bestimmte Entscheide umfassen.



Bei der Schaffung eines PrŠsidialdepartements kommen zwei Lšsungen in Frage:



Man kšnnte ein PrŠsidialdepartement bilden, das vorwiegend Stabsfunktionen wahrnimmt und daher keine eigenstŠndigen Aufgaben hat. Bei dieser Lšsung, wie sie die Variante "StŠrkung des PrŠsidiums" im Rahmen der Staatsleitungsreform des Bundes vorschlŠgt, werden die meisten Dienststellen der Kanzlei in das PrŠsidialdepartement integriert.



Es wŠre aber auch mšglich, die verschiedenen Querschnittsfunktionen (allgemeine oder zentrale Dienste wie Finanzen, Personal, Bauten, Informatik) auf das PrŠsidialdepartement zu Ÿbertragen, wie dies der Crettol-Bericht 1971 vorschlug. Das PrŠsidium wŸrde dadurch ein noch gršsseres Gewicht erhalten, da es fŸr die meisten Entscheidungszentren des Staates verantwortlich wŠre. Es ist allerdings nicht sicher, dass die PrŠsidentin oder der PrŠsident in diesem Fall Ÿber genŸgend Zeit verfŸgen wŸrde, um sich auf die PrŠsidialaufgaben zu konzentrieren.



Die Volkswahl der PrŠsidentin oder des PrŠsidenten fŸhrt schliesslich ebenfalls zu einer StŠrkung des PrŠsidiums, da sie seine LegitimitŠt erhšht.�





Das RegierungsprŠsidium kann mit verschiedenen Massnahmen gestŠrkt werden. Bei der Wahl der Massnahmen mŸssen deren Auswirkungen berŸcksichtigt werden.��



2.4.	Die Auswirkungen

���Die StŠrkung des PrŠsidiums dŸrfte sich auf die Effizienz des Kollegiums (a) und die Beziehungen mit Dritten (b), aber auch auf das Prinzip der Gleichrangigkeit der Regierungsmitglieder (c) und deren ReprŠsentativitŠt (d) auswirken.



���a) Die Effizienz des Kollegiums

���GemŠss der weiter oben erwŠhnten "Schwellentheorie" (vgl. B 1.3.b) kann die Effizienz eines selbsttŠtigen Kollegiums nicht mehr garantiert werden, wenn dieses mehr als sieben Mitglieder hat. Solange diese Zahl nicht Ÿberschritten wird, braucht es dagegen keine hierarchische Stufung des Kollegiums. Allerdings darf man die Notwendigkeit einer StŠrkung des PrŠsidiums nicht allzu kategorisch mit der Mitgliederzahl des Kollegiums verknŸpfen. Neben der Tatsache, dass die Schwellentheorie von vielen Seiten kritisiert wird, scheinen die in der Regel fŸr ein stŠrkeres PrŠsidium vorgebrachten Argumente unabhŠngig von der Gršsse des Kollegiums stichhaltig zu sein. In diesem Zusammenhang gilt zu beachten, dass der von einer Arbeitsgruppe der WaadtlŠnder Kantonsverwaltung ausgearbeitete Vorentwurf der Verfassung sowohl eine Verkleinerung des Staatsrates (von 7 auf 5 Mitglieder) als auch eine StŠrkung des PrŠsidiums vorsieht.



Die EinfŸhrung einer eigentlichen Leitungsfunktion innerhalb des Staatsrates Ð die nach dem Vorbild der Arbeiten im Rahmen der Staatsleitungsreform des Bundes die Initiierung, Koordination, Verfahrensleitung, Schlichtung, Steuerung und Kontrolle umfassen wŸrde Ð dŸrfte auf jeden Fall zu einer kohŠrenteren und kontinuierlicheren RegierungstŠtigkeit fŸhren und die HandlungsfŠhigkeit der Regierung verbessern. Gleichzeitig dŸrfte sie der Beachtung des Grundsatzes dienlich sein, wonach die Regierungsmitglieder den GeschŠften des Kollegiums Vorrang vor der Leitung ihres Departements einrŠumen mŸssen.



Einige Aspekte eines gestŠrkten PrŠsidiums kšnnten allerdings die Effizienz des Kollegiums beeintrŠchtigen. Erfolgt die StŠrkung des PrŠsidiums durch die Schaffung eines PrŠsidialdepartements und entspricht die Amtsdauer des PrŠsidiums nicht derjenigen eines Staatsratsmitglieds, so werden die Departemente hŠufiger neu verteilt. Aufgrund der besonderen Rolle der PrŠsidentin bzw. des PrŠsidenten besteht ausserdem ein gršsseres Risiko von KompetenzŸberschneidungen und Konfliktsituationen.�

Mit einer StŠrkung des PrŠsidiums sollte das Kollegium allgemein effizienter werden.��



b) Die Aussenbeziehungen



Die …ffentlichkeitsarbeit im weitesten Sinne wird fŸr die Regierungen immer wichtiger, und eine gewisse KontinuitŠt bei der Vertretung, vor allem in den internationalen Beziehungen, erweist sich als notwendig.



Dieser Aspekt betrifft die Kantonsregierungen allerdings weniger. Trotzdem kann sich die Anwesenheit eines "kontinuierlichen" Ansprechpartners in Bezug auf die Information der …ffentlichkeit und der Medien sowie die zunehmende interkantonale Zusammenarbeit positiv auswirken.�





Die StŠrkung des PrŠsidiums kšnnte sich auch auf die Beziehungen mit den Medien und den Ÿbrigen Kantonen positiv auswirken.��



c) Die Gleichrangigkeit der Mitglieder des Kollegiums



Beim Kollegialsystem werden die Regierungsentscheide von einem Kollegium gefŠllt, dessen Mitglieder einander gleichgestellt sind, wodurch vor allem eine zu grosse Machtkonzentration verhindert werden soll. Ist die StŠrkung des PrŠsidiums mit diesem Prinzip vereinbar?



Die Gleichrangigkeit gilt unter Vorbehalt des allfŠlligen Stichentscheids der PrŠsidentin oder des PrŠsidenten bei Stimmengleichheit auch bei der Beschlussfassung.



Im †brigen kommt es darauf an, mit welchen Mitteln das PrŠsidium gestŠrkt wird. Ein System, bei dem die PrŠsidentin oder der PrŠsident gleichzeitig einem PrŠsidialdepartement vorsteht, das alle zentralen Dienste umfasst, scheint schwieriger mit dem Grundsatz der Gleichrangigkeit der Regierungsmitglieder zu vereinbaren als ein System, bei dem die PrŠsidentin oder der PrŠsident lediglich Ÿber Stabsdienste verfŸgt. Wenn die PrŠsidentin oder der PrŠsident fŸr die gesamte Legislaturperiode gewŠhlt wird, haben die Ÿbrigen Regierungsmitglieder zudem nicht mehr die Mšglichkeit, das PrŠsidium zu Ÿbernehmen.



In diesem Zusammenhang ist allerdings anzumerken, dass die Vorrangstellung eines Regierungsmitglieds manchmal auch durch die UmstŠnde oder die Persšnlichkeiten bedingt ist und daher nicht auf institutionelle Aspekte reduziert werden kann. Der Kanton Freiburg kennt hierfŸr ein gutes Beispiel: Georges Python galt nach seiner Wahl in den Staatsrat im Jahre 1886 wŠhrend fast 30 Jahren nicht nur als der starke Mann der Regierung, sondern als eigentlicher "Staatschef" (Die Geschichte des Kantons Freiburg spricht Ÿbrigens von der "€ra Python"), obwohl er wŠhrend dieser Zeit nur viermal PrŠsident war (1895, 1903, 1908 und 1914).�











Ein gestŠrktes PrŠsidium kšnnte hingegen den Grund�satz der Gleichrangigkeit der Regierungsmitglieder beeintrŠchtigen.��



d) Die Vertretung der Parteien, Sprachen und Regionen



Das Problem der angemessenen Vertretung stellt sich nicht nur bei einer allfŠlligen Verkleinerung der Regierung, sondern bis zu einem gewissen Grad auch bei der StŠrkung des PrŠsidiums.



Die Regierungsmitglieder hŠtten nicht mehr unbedingt die Mšglichkeit, das PrŠsidium zu Ÿbernehmen, und die Wahl der PrŠsidentin oder des PrŠsidenten wŠre keine Routineangelegenheit mehr, sondern wŸrde sich auf die Vertretung der Parteien, Sprachen und Regionen auswirken.�







Dasselbe gilt fŸr die Vertretung der Parteien, Sprachen und Regionen.��



2.5.	Fragen im Zusammenhang mit dem RegierungsprŠsidium���

Soll das RegierungsprŠsidium Ihrer Meinung nach gestŠrkt werden?�Frage 5a��

Welche Punkte scheinen Ihnen in diesem Zusammenhang besonders wichtig?:

Ð	die Effizienz des Kollegiums

Ð	die Verbesserung der Beziehungen mit den Medien und den anderen Kantonen

Ð	die Gleichrangigkeit der Regierungsmitglieder

Ð	die Fragen der Vertretung

Ð	andere�Frage 5b��

Falls Sie fŸr eine StŠrkung des PrŠsidiums sind, welche Massnahmen befŸrworten Sie zur Verwirklichung dieses Ziels?:

Ð	die VerlŠngerung der Amtsdauer

Ð	die Erweiterung der Befugnisse der PrŠsidentin oder des PrŠsidenten

Ð	die Schaffung eines PrŠsidialdepartements mit Stabsfunktionen 

Ð	die Schaffung eines PrŠsidialdepartements mit Querschnittsfunktionen

Ð	die Volkswahl der PrŠsidentin oder des PrŠsidenten�Frage 5c��

Haben Sie weitere Bemerkungen zur StŠrkung des StaatsratsprŠsidiums?�Frage 5d��





3.	DIE SOLIDARIT€T GEGEN†BER DEN ENTSCHEIDEN DES KOLLEGIUMS

���Es wird allgemein bejaht, dass das System der Kollegialregierung die Mitglieder des Kollegiums zur SolidaritŠt gegenŸber den gemeinsam gefŠllten Entscheiden verpflichtet: Jedes Mitglied muss die Entscheide mittragen und in der …ffentlichkeit vertreten, selbst wenn es sich bei den Beratungen dagegen ausgesprochen hat. Die Beratungen der Regierung mŸssen daher natŸrlich geheim sein.



Der Grundsatz der SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium, der oft als ein wesentliches Merkmal des politischen Systems der Schweiz angesehen wird, wird allerdings in zwei Punkten kritisiert: Einerseits kommt es immer wieder zu Verstšssen, ob nun auf Gemeinde-, Kantons- oder Bundesebene, die seine Bedeutung schwŠchen. Andererseits verwischt er die Verantwortlichkeiten im politischen Leben, da sich die Regierungsmitglieder hinter den Kollegiums�entscheiden verstecken kšnnen.



Es stellt sich daher die Frage, ob dieser Grundsatz tatsŠchlich wesentlich ist und deshalb gestŠrkt werden sollte, oder ob seine Bedeutung im Gegenteil ŸberschŠtzt wird, so dass er gelockert werden kšnnte.�





GemŠss dem Kollegialprinzip muss jedes Regierungs�mitglied die gemeinsam ge�fŠllten Entscheide mittragen.��



3.1.	Quellen und Folgen der SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium

���FŸr die SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium gibt es verschiedene Bezeichnungen: Wahrung des KollegialitŠts�prinzips, Identifikationsprinzip, Geschlossenheit des Kollegiums gegen aussen. Sie wird im Allgemeinen als Teil des Kollegialprinzips im weiten Sinne angesehen, d.h. der Gesamtheit der oft ungeschriebenen Normen, welche die Arbeitsweise eines Kollegiums und das Verhalten der einzelnen Mitglieder regeln.



Die SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium wŠre somit die direkte Folge der Einheit des Kollegiums, die das Fundament der Kollegialregierung bildet. Diese Einheit bedingt jedoch, dass die Mitglieder vor einem Entscheid zusammenkommen und ihre Meinung Šussern kšnnen, dass sie aber auch bereit sind, Kompromisse einzugehen und einen Konsens zu suchen. Auf dieser Grundlage beruht die Auffassung, wonach die einmal mit der Mehrheit gefŠllten Entscheide nicht von einem einzelnen Mitglied oder von der Mehrheit der Mitglieder, sondern vom Kollegium als ganzes ausgehen. Die Regierungsmitglieder teilen sich also die Verantwortung fŸr die Entscheide.



Unter diesem Gesichtspunkt deckt die SolidaritŠt der Regierungsmitglieder gegenŸber den gemeinsam getroffenen Entscheiden verschiedene Aspekte ab:



Bevor der Entscheid gefŠllt ist, dŸrfen die Mitglieder des Kollegiums nicht zu GeschŠften Stellung nehmen, die in die ZustŠndigkeit des Kollegiums fallen.



Die Diskussionen und Beratungen im Hinblick auf die Beschlussfassung sind vertraulich, was voraussetzt, dass die Sitzungen des Kollegiums geheim sind.



Ist der Entscheid einmal gefŠllt, so Šussert sich die SolidaritŠt sowohl in passiver Hinsicht, d.h. die Geheimhaltungspflicht gilt noch immer, als auch in aktiver Hinsicht, da die Regierungsmitglieder verpflichtet sind, die Entscheide des Kollegiums vor dem Parlament und der …ffentlichkeit zu vertreten.



Am problematischsten ist es natŸrlich, wenn ein Regierungsmitglied einen Entscheid vertreten muss, der gegen seinen Willen zustande kam.�





Die SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium bedeutet:

Ð	dass die Beratungen des Kollegiums geheim sind;

Ð	dass die einzelnen Regierungsmitglieder die Entscheide des Kollegiums mittragen.��



3.2.	Die Situation auf Bundesebene und in den Ÿbrigen Kantonen

���Der Grundsatz der SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium wird weder in der alten noch in der neuen Bundesver�fassung ausdrŸcklich genannt und ist auch in keiner Kantonsverfassung zu finden. Die neueren Verfassungen beschrŠnken sich in der Regel wie bereits erwŠhnt auf einen Hinweis auf das Kollegialprinzip im weiten Sinne (z.B. in der neuen Bundesverfassung: "Der Bundesrat entscheidet als Kollegium"). Aus mehreren Verfassungen lŠsst sich jedoch ableiten, dass die Sitzungen der Exekutive dem Beratungsgeheimnis unterliegen: Dieser Grundsatz wird zum Teil ausdrŸcklich festgehalten (Tessin), doch meistens muss er aus der Tatsache abgeleitet werden, dass nur die Beratungen des Parlaments fŸr šffentlich erklŠrt werden.



Auf Gesetzesebene wird der Grundsatz der SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium hŠufiger ausdrŸcklich erwŠhnt, dies vor allem in den neueren Gesetzen. Die SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium war zwar weder im alten Bundesgesetz Ÿber die Organisation der Bundesverwaltung (VwOG von 1978) noch im ursprŸnglichen Entwurf zum Gesetz Ÿber die Regierungs- und Verwaltungsorganisation von 1993 enthalten, doch wurde sie wŠhrend der Beratungen der eidgenšssischen RŠte in den Entwurf aufgenommen, so dass Artikel 12 Abs. 2 RVOG nun wie folgt lautet: "Die Mitglieder des Bundesrates vertreten die Entscheide des Kollegiums". Der Grundsatz ist jedoch auch in verschiedenen kantonalen Gesetzgebungen zu finden (z.B. Wallis, Obwalden und Nidwalden). Mit Ausnahme des Kantons Solothurn ist das Prinzip des Beratungsgeheimnisses fŸr die Exekutive sonst die Regel.



Das Prinzip der SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium wird in der Regel als ungeschriebener Grundsatz anerkannt, selbst wenn keine Gesetzesbestimmungen vorliegen. So hielt der Bundesrat 1993 in seiner Botschaft zum Entwurf des Gesetzes Ÿber die Regierungs- und Verwaltungsorganisation fest, dass die "Mehrheitsentscheide auch von der Minderheit mitgetragen" werden mŸssen, obwohl die SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium im Entwurf selbst nicht erwŠhnt wurde.�





Obwohl die SolidaritŠt oft als ein wesentliches Merkmal der Kollegialregierung dargestellt wird, wird sie selten ausdrŸcklich im Gesetz ver�ankert. Auf Bundesebene ist sie erst seit 1997 im Gesetz zu finden.��



3.3.	Die Situation im Kanton Freiburg



Die Situation im Kanton Freiburg unterscheidet sich kaum von der restlichen Schweiz.



���Die Verfassung von 1857 enthŠlt keine Bestimmung, aus der sich eine Pflicht der Staatsratsmitglieder zur SolidaritŠt gegenŸber den Kollegiumsentscheiden ableiten liesse. Das Gesetz von 1848 Ÿber die Organisation des Staatsrates und seiner Direktionen enthŠlt diesbezŸglich ebenfalls keine ausdrŸckliche PrŠzisierung und sieht lediglich eine mildere Form des Beratungsgeheimnisses vor.



Der Staatsrat hatte bei zwei parlamentarischen Vorstšssen zum KollegialitŠtsprinzip die Gelegenheit, sich zu diesem Thema zu Šussern. Die beiden Vorstšsse verfolgten unterschiedliche Ziele: Der erste verlangte mehr politische Transparenz bei der Beschlussfassung, wŠhrend der zweite eine bessere Beachtung des KollegialitŠtsprinzips forderte. Aus den Antworten des Staatsrates geht hervor, dass das Identifikationsprinzip durch das Kollegialsystem bedingt ist, dass es eng mit dem Grundsatz des Beratungsgeheimnisses zusammenhŠngt und dass es fŸr die GlaubwŸrdigkeit der Regierung notwendig ist. Das Prinzip kennt jedoch auch Ausnahmen (insbesondere bei schweren Gewissenskonflikten oder einer Verletzung grundlegender †berzeugungen) und ist offensichtlich nur auf Entscheide anwendbar, die infolge einer Beratung getroffen werden.



Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass der 1991 ausgearbeitete Vorentwurf des Gesetzes Ÿber die Organisation des Staatsrates und der Kantonsverwaltung, der den laufenden Arbeiten zur Totalrevision des Gesetzes von 1848 zugrunde liegt, dem Kollegialprinzip einen grossen Stellenwert einrŠumt (nach Meinung verschiedener Vernehmlassungsteilnehmer sogar einen zu grossen Stellenwert) und insbesondere ausdrŸcklich festhŠlt, dass die Mitglieder des Staatsrates "die BeschlŸsse des Kollegiums solidarisch tragen".�Die Gesetzgebung des Kantons Freiburg enthŠlt diesbezŸglich keine Vorschriften.



Als der Vorentwurf des Gesetzes Ÿber die Organisation des Staatsrates aus dem Jahre 1991 den Grundsatz der SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium vorsah, wurde dies unterschiedlich aufgenommen.��









3.4.	Die Auswirkungen



Die Auswirkungen einer StŠrkung oder Lockerung des Grundsatzes der SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium betreffen vor allem die Arbeitsweise des Kollegiums (a), die MeinungsŠusserungsfreiheit der Regierungsmitglieder (b) und das Bild der Regierung in der …ffentlichkeit (c).



���a) Die Arbeitsweise des Kollegiums



In einem Konkordanzsystem, wo sich die grossen Parteien grundsŠtzlich an der Regierung beteiligen und wo in der Regel keine grosse Opposition besteht, erscheint der Konsens unter den Regierungsmitgliedern im Hinblick auf die Entwicklung einer gemeinsamen politischen Vision oft als ein wesentliches Merkmal.



Der Erfolg und die Effizienz einer Kollegialregierung hŠngen stark vom gegenseitigen Vertrauen ihrer Mitglieder ab. Dieses Vertrauen Šussert sich hauptsŠchlich in der Bereitschaft, Kompromisse einzugehen und sich gegebenenfalls einem Entscheid des Kollegiums zu unterwerfen, selbst wenn man anderer Meinung ist. Das Vertrauen ist gestšrt, wenn ein Regierungsmitglied die Entscheide des Gremiums, dem es angehšrt, šffentlich kritisiert, seine abweichende Meinung bekannt gibt oder sich weigert, die Entscheide mitzutragen.



Diese †berlegungen beruhen aber auf einer etwas idealisierten Vorstellung von der Arbeitsweise eines Kollegiums, wonach die Entscheide unter BerŸcksichtigung der verschiedenen Meinungen in den meisten FŠllen einstimmig gefŠllt werden. Die RealitŠt sieht wahrscheinlich anders aus, wie die Verstšsse gegen den Grundsatz der SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium zumindest vermuten lassen. Ausserdem rŠumen selbst die eifrigsten Verfechter dieses Prinzips ein, dass es nicht absolut ist und dass Ausnahmen zulŠssig sein mŸssen.



Trotzdem scheint es ein wenig Ÿbertrieben zu behaupten, dass ein Kollegium nur funktionieren kšnne, wenn die SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium und das Beratungsgeheimnis strikt beachtet werden. Es gibt nŠmlich viele Beispiele von Kollegien, die ohne den Grundsatz der SolidaritŠt funktionieren. So gewŠhrleistet die amerikanische Gesetzgebung die …ffentlichkeit der Sitzungen gewisser Kollegialbehšrden. Die Beratungen des schweizerischen Bundesgerichts sind šffentlich, sofern Ÿberhaupt eine Beratung stattfindet. Der EuropŠische Gerichtshof fŸr Menschenrechte veršffentlicht sogar die Meinungen der Richterinnen und Richter, die mit einem Gutachten oder Urteil des Gerichts nicht einverstanden sind. Oder ein Beispiel aus unserer NŠhe: Die Verfassung des Kantons Solothurn enthŠlt sowohl das KollegialitŠtsprinzip als auch den Grundsatz der …ffentlichkeit der Regierungssitzungen.�





Obwohl allgemein anerkannt wird, dass die SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium dessen Effizienz verbessert, wŠre es wohl Ÿbertrieben zu sagen, dass sie fŸr sein reibungsloses Funktionieren unerlŠsslich ist.��



b)	Die MeinungsŠusserungsfreiheit der Regierungsmitglieder 



Die Regierungsmitglieder werden vor allem aufgrund ihrer Ideen und †berzeugungen gewŠhlt. Das Prinzip der Kollegialregierung ermšglicht es ihnen, diese Ideen und †berzeugungen wŠhrend der Beratungen des Kollegiums zu Šussern, wo ihre MeinungsŠusserungsfreiheit nicht eingeschrŠnkt ist. Das System beruht ja gerade darauf, dass ein Kompromiss zwischen den verschiedenen Meinungen gesucht wird, was zwangslŠufig eine Diskussion bedingt, bei der diese dargelegt werden kšnnen. Einige Gesetzgebungen halten Ÿbrigens ausdrŸcklich fest, dass die Regierung wichtige Entscheide im Kollegium, d.h. in einer Sitzung und nicht auf dem Zirkulationsweg, fŠllt.



Es stellt sich die Frage, ob die Regierungsmitglieder auch aus�serhalb der Beratungen Ÿber das Recht auf freie MeinungsŠusserung verfŸgen sollen.





Wenn sich ein Regierungsmitglied in der Schweiz auf seine MeinungsŠusserungsfreiheit beruft, so erhŠlt es in der Regel die Antwort, es habe sich durch seine Wahl in die Exekutive selbst in eine besondere Beziehung mit dem Staat eingelassen und mŸsse ertragen, dass seine MeinungsŠusserungsfreiheit eingeschrŠnkt ist, sobald der Entscheid gefŠllt wurde. Ausnahmen sind nur zulŠssig, falls ein Regierungsmitglied durch die SolidaritŠtspflicht in einen schweren Gewissenskonflikt geraten wŸrde.



†ber diese etwas juristische Argumentation hinaus geht es aber auch um das Bild der einzelnen Regierungsmitglieder in der …ffentlichkeit. In dieser Beziehung schadet die SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium der GlaubwŸrdigkeit der Vertreterinnen und Vertreter der Minderheit in der Regierung: Diese sind bis zu einem gewissen Grad gezwungen, die Ideen, fŸr die sie gewŠhlt wurden, zumindest vor dem Parlament und der …ffentlichkeit zu verleugnen, und dienen so den Interessen der Regierungsmehrheit. Es ist daher nicht erstaunlich, dass sich eine Partei 1991 gegen die Verankerung des Grundsatzes der SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium im Vorentwurf des Gesetzes Ÿber die Organisation des Staatsrates aussprach, und zwar mit der BegrŸndung, dass "ein Staatsrat ein mit allen Rechten ausgestatteter BŸrger bleibt, und es geht nicht an, dass er in dem Ausmass mundtot gemacht wird, wie es der Vorentwurf vorschlŠgt" (†bersetzung).�









Soll das Bild der einzelnen Regierungsmitglieder in der …ffentlichkeit PrioritŠt haben, indem man es ihnen erspart, ihre Ideen vor dem Parlament und der …ffentlichkeit "verleugnen" zu mŸssen?��



c) Das Bild der Regierung in der …ffentlichkeit



Man geht allgemein davon aus, dass das Vertrauen der …ffentlichkeit in die Regierung auf deren geschlossenem Auftreten beruht, das den Eindruck erweckt, sie stehe Ÿber den Parteien, und zu ihrer AutoritŠt und GlaubwŸrdigkeit beitrŠgt. Gewisse Autoren sind sogar der Ansicht, es kšnne in keinem Land geduldet werden, dass eine Ministerin oder ein Minister die Entscheide der Regierung šffentlich kritisiert. Und ein "Kollegium von sieben Weisen, das mit einer einzigen Stimme spricht", hat wohl auch mehr †berzeugungskraft als ein Gremium, dessen Mitglieder alle ihre persšnliche Meinung vertreten. Verschiedene Autoren sind Ÿbrigens der Auffassung, dass die ErwŠhnung der abweichenden Meinungen in den Urteilen des EuropŠischen Gerichtshofs deren Bedeutung schmŠlere.



Trotzdem sollten sich die in den letzten 20 Jahren gestiegenen Forderungen bezŸglich Transparenz und …ffentlichkeit der TŠtigkeit der Exekutive auch auf die SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium auswirken. So wird verschiedentlich die Meinung vertreten, dass die Parlamentsmitglieder oder die BŸrgerinnen und BŸrger, die Ÿber einen Vorschlag der Regierung befinden mŸssen, Ÿber die innerhalb des Kollegiums vertretenen Positionen informiert werden sollten, damit sie ihren Entscheid wirklich in Kenntnis der Sache treffen kšnnen. Und sollten die Stimm�berechtigten bei einer Wiederwahl der Regierung ÐÊgegen�wŠrtig die einzige Gelegenheit, um die Exekutive zur †bernahme der politischen Verantwortung zu zwingenÊÐ nicht auch die Mšglichkeit haben, die Verantwortung der einzelnen Regierungsmitglieder zu beurteilen? WŸrde die gemeinsame Verantwortung der Regierungsmitglieder fŸr die Kollegiumsentscheide sonst nicht dazu fŸhren, dass niemand mehr verantwortlich ist?



Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass der Zusammenhalt der Regierung, der das Kollegium in der …ffentlichkeit glaubwŸrdig macht, auf einer Fiktion beruht. Diese Fiktion kann auf zwei Arten wahrgenommen werden:



Ð	Ein Freiburger Journalist kommentierte einen Verstoss gegen das KollegialitŠtsprinzip mit den Worten: "Von aussen gesehen hat die systematische Ausrichtung von sieben hoffentlich unterschiedlichen Meinungen hinter einem Kollegiumsentscheid etwas Frustrierendes. Die Vox populi fasst zusammen: Sobald sie gewŠhlt sind, sind sie eben doch alle dieselben" (†bersetzung).



Ð	Andere sind der Meinung, man kšnne von den BŸrgerinnen und BŸrgern nicht erwarten, dass sie die Regierung von ihren Mitgliedern trennen. Das Volk ist sich der Finessen des Systems im Grunde genommen bewusst: Es weiss genau, dass die Regierung als Einheit auftreten muss, ohne dass die einzelnen Mitglieder ihre †berzeugungen deswegen verleugnen mŸssen.�







Oder soll das Bild eines geschlossenen Staatsrates PrioritŠt haben, damit die GlaubwŸrdigkeit der Regierung gewahrt bleibt?��



3.5.	Massnahmen zur StŠrkung bzw. Lockerung der SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium



Die Massnahmen zur Beeinflussung der SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium, sei es im Sinne einer StŠrkung oder einer Lockerung, scheinen leider entweder wenig wirksam oder wenig nuanciert zu sein.

���Falls die Bedeutung der SolidaritŠt bestŠtigt werden soll, ist eine ausdrŸckliche Verankerung auf Gesetzes- oder Verfassungsebene sicher mšglich oder sogar wŸnschenswert. Mehrere der neueren Gesetzgebungen gehen denn auch in diese Richtung. In der Praxis hŠngt ihre Umsetzung aber fast ausschliesslich vom Verhalten und dem guten Willen der Beteiligten ab, dies umso mehr, als es bei Verstšssen praktisch keine Sanktionsmšglichkeiten gibt.



Falls hingegen eine Lockerung gewŸnscht wird, kommen verschiedene Massnahmen in Frage.



ZunŠchst gibt es die Mšglichkeit, dass ein Regierungsmitglied seine abweichende Meinung im Sitzungsprotokoll anmerken lŠsst. Da das Protokoll geheim ist, ist diese Massnahme allerdings nicht sehr wirkungsvoll.



Es stellt sich daher die Frage, ob die Protokolle oder sogar die Sitzungen selbst fŸr šffentlich erklŠrt werden sollen. Wie das Beispiel des Kantons Solothurn zeigt, kann der geheime Charakter der Beratungen der Kollegialbehšrden nicht ohne weiteres als allgemein anerkanntes Prinzip des schweizerischen šffentlichen Rechts angesehen werden.



Falls man nicht so weit gehen will, bleibt die sehr aleatorische Mšglichkeit, die FŠlle festzulegen (z.B. neben den Gewissenskonflikten die FŠlle, in denen der Entscheid in einem offensichtlichen Widerspruch zur Sichtweise der Partei des betreffenden Regierungsmitglieds steht) sowie die Situationen zu definieren (z.B. Weiterleitung der GeschŠfte an den Grossen Rat), in denen die Anmerkung einer abweichenden Meinung zulŠssig wŠre. Oder man kšnnte die SolidaritŠtspflicht auf eine Schweigepflicht reduzieren, ohne die Regierungsmitglieder zu verpflichten, die Entscheide zu vertreten.�Es scheint schwierig, auf die SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium Einfluss zu nehmen, es sei denn, sie wird eines grossen Teils ihrer Bedeutung enthoben, indem man die Sitzungen der Regierung fŸr šffentlich erklŠrt.





Die SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium beruht weitgehend auf dem guten Willen der Beteiligten.��



3.6.	Fragen im Zusammenhang mit der SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium���

Soll der Grundsatz der SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium Ihrer Meinung nach ausdrŸcklich bestŠtigt oder gelockert werden?�Frage 6a��

Welche Punkte scheinen Ihnen in diesem Zusammenhang besonders wichtig?:

Ð	die effiziente Arbeitsweise des Kollegiums

Ð	die MeinungsŠusserungsfreiheit der Regierungsmitglieder

Ð	die GlaubwŸrdigkeit der Regierung in der …ffentlichkeit

Ð	andere�Frage 6b��

Falls Sie der Meinung sind, dass die SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium gelockert werden sollte, welche Massnahmen befŸrworten Sie zur Verwirklichung dieses Ziels?:

Ð	die …ffentlichkeit der Protokolle der Regierungs�sitzungen

Ð	die …ffentlichkeit der Regierungssitzungen

Ð	die Definition der FŠlle, in denen die SolidaritŠtspflicht entfŠllt

Ð	die Aufhebung der Pflicht, die Entscheide zu vertreten, unter Beibehaltung der Schweigepflicht�Frage 6c��

Haben Sie weitere Bemerkungen zur SolidaritŠt gegenŸber dem Kollegium?�Frage 6d��





4.	REGIERUNGSMITGLIED UND DEPAR�TEMENTSVORSTEHER: DIE DOPPEL�FUNKTION DER STAATSRATSMIT�GLIEDER

���Die Regierungsmitglieder haben sowohl auf Bundes- als auch auf Kantonsebene die zweifache Aufgabe, bei den Entscheiden des Kollegiums mitzuwirken und ihr Ministerium zu leiten. Man spricht hier vom "Departemental�prinzip", da die Ministerien in der Schweiz in der Regel "Departemente" genannt werden.



Diese Doppelfunktion der Regierungsmitglieder wird oft als ein wesentliches Merkmal des politischen Systems der Schweiz angesehen. Sie fŸhrt zu einer engen Verbindung zwischen Regierung und Verwaltung und bietet dem Kollegium verlŠssliche Grundlagen fŸr die einzelnen GeschŠfte.



Sie wird aber zunehmend kritisiert, dies vor allem weil die Departementsleitung oft hšher gewichtet wird als die Kollegialfunktionen. Dies könnte die Handlungs- und EntscheidungsfŠhigkeit der Regierung gefŠhrden und zu Konflikten führen.



Sollte dieser Grundsatz deshalb gelockert oder sogar aufgehoben werden?�Aufgrund des Departementalprinzips haben die Mitglieder der Kollegialregierung eine zweifache Funktion: Sie gehšren dem Kollegium an und stehen gleichzeitig einem Departement vor.��





4.1.	Die Situation auf Bundesebene und in den Kantonen

���GemŠss der (alten und neuen) Bundesverfassung werden die GeschŠfte des Bundesrates nach Departementen auf die einzelnen Mitglieder verteilt. Die neue Bundesverfassung prŠzisiert zudem, dass die Bundesverwaltung in Departemente gegliedert ist, denen jeweils ein Mitglied des Bundesrates vorsteht.



Eines der Modelle, die im Rahmen der Staatsleitungs�reform des Bundes vorgeschlagen wurden, sah eine Unterteilung der Exekutive in ein Bundesratskabinett und in Aufgabenbereichsministerien vor, was die Abkehr vom Departementalprinzip bedeutet hŠtte. FŸr die Vernehm�lassung im Jahre 1998 wurde dieses Modell jedoch durch eine Variante ersetzt, die sich auf eine mildere Form dieses Prinzips beschrŠnkte und die Schaffung einer zweistufigen Regierung vorschlug: Die Bundesratsmitglieder stehen weiterhin einem Departement vor, fŸhren die Verwaltung aber nur in Bezug auf die Aufgaben, die nicht einem Ministerium obliegen. Die nach Bedarf geschaffenen und den Departementen unterstellten Ministerien werden von Ministerinnen und Ministern geleitet, die fŸr die GeschŠfte, die sie betreffen, an den Bundesratssitzungen teilnehmen. Aufgrund der Vernehmlassungsergebnisse entschied sich der Bundesrat fŸr die weiteren Arbeiten Ÿbrigens fŸr diese Variante.



In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass zwischen der ersten Unterbreitung der Modelle und der Vernehm�lassung von 1998 das neue Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz (RVOG von 1997) verabschiedet wurde, allerdings erst nachdem ein erster Versuch zur Lockerung des Departementalprinzips durch die EinfŸhrung von StaatssekretŠrinnen und -sekretŠren infolge des 1995 lancierten Referendums an der Urne gescheitert war.



�



Die laufende Staatsleitungsreform des Bundes wird wahrscheinlich zu einer Lockerung des Departementalprinzips fŸhren.��Auf Kantonsebene ist das Departementalprinzip in den meisten Verfassungen verankert. Es wird bei den laufenden Verfassungsrevisionen nicht in Frage gestellt.�In den Kantonen ist das Departementalprinzip hin�gegen kaum ein Thema.��



4.2.	Die Situation im Kanton Freiburg

���Die Verfassung von 1857 sieht das Departementalprinzip ausdrŸcklich vor. Sie enthŠlt allerdings nicht den auf Bundesebene und in den meisten Kantonen verwendeten Begriff "Departement". Artikel 56 folgt diesbezŸglich dem Beispiel der Kantone Bern und ZŸrich und bestimmt, dass der "Staatsrat in Direktionen eingeteilt" wird.



Die Gliederung des Staatsrates in Direktionen wurde aus dem Grundgesetz von 1848 Ÿbernommen. Die frŸheren Verfassungen hatten eine Unterteilung in "Dikasterien" vorgesehen, die nicht von einem Staatsrat, sondern von einer Delegation des Staatsrates geleitet wurden.



Das geltende Gesetz von 1848 Ÿber die Organisation des Staatsrates, das auf der Verfassung von 1848 beruht, sieht insbesondere vor, dass jede Direktion einem Mitglied des Staatsrates anvertraut wird und dass die Direktorinnen und Direktoren ihre AntrŠge an den Staatsrat vorbereiten.



Der Crettol-Bericht von 1971 wies darauf hin, dass die Doppelfunktion der Regierungsmitglieder einen erheblichen Nachteil darstellen kann, wenn die Aufgaben der Direktion die Regierungsmitglieder zu stark oder všllig in Anspruch nehmen.



Die mit der Ausarbeitung des Vorentwurfs des Organisationsgesetzes von 1991 beauftragte Kommission, die sich der Bedeutung dieses Problems bewusst war, schlug deshalb eine Bestimmung vor, wonach die Mitglieder des Staatsrates der RegierungstŠtigkeit PrioritŠt einrŠumen mŸssen.�







Im Kanton Freiburg ist die Gliederung des Staatsrates in Direktionen in der Verfassung vorgesehen.





Das Departementalprinzip wurde noch nie in Frage gestellt, obwohl manchmal auf seine Nachteile hingewiesen wird.��

4.3.	Die Auswirkungen



Die Auswirkungen des Departementalprinzips betreffen in erster Linie die Beziehungen zwischen Verwaltung und Regierung (a), die faktische Hšhergewichtung der Departements�leitung (b) und die finanziellen Aspekte (c).





a)	Die Bedeutung der Beziehungen zwischen Regierung und Verwaltung

���Jedes Regierungsorgan hat zwei Hauptfunktionen zu erfŸllen: einerseits die Regierung des Staates, der die Hauptbereiche der Staatsleitung mit den mannigfachen staatsfŸhrenden AktivitŠten obliegen, andererseits die FŸhrung der Verwaltung, die hierarchisch gestuft die breit gefŠcherten Verwaltungsaufgaben wahrnimmt. Beim Departemental�prinzip zeigt sich die Aufgabe der VerwaltungsfŸhrung vor allem darin, dass den Mitgliedern der Kollegialregierung ein Departement oder Ministerium zugewiesen wird, dem sie vorstehen.



Dies fŸhrt zu einer Verschmelzung der vollziehenden Gewalten (vollziehende Gewalt im eigentlichen Sinn und Administrativgewalt), die der StŠrkung der Regierung im politischen System dient. Die Verantwortung fŸr die Vorbereitung der vom Kollegium zu behandelnden GeschŠfte obliegt einem Regierungsmitglied, was es dem Kollegium ermšglichen sollte, sich auf verlŠssliche Sachgrundlagen abzustŸtzen. Gleichzeitig wird die Koordination auf hšchster Ebene gewŠhrleistet und der Entscheidungsprozess vereinfacht. Die Tatsache, dass die Regierungsmitglieder durch die FŸhrung eines Departements mit den konkreten GeschŠften der Verwaltung und mit der …ffentlichkeit ver�traut bleiben, gilt ebenfalls als entscheidender Vorteil des Departementalprinzips. Im Rahmen der Kompetenzverteilung zwischen der Regierung und den Departementen ist aus�serdem festzuhalten, dass die auf der unteren Stufe getroffenen Entscheide eine gršssere LegitimitŠt aufweisen, da der Departementsvorsteher vom Volk gewŠhlt wird und kein von der Regierung ernannter Beamter oder Minister ist.



Das Departementalprinzip hat aber trotzdem nicht nur Vorteile, was die Beziehungen zwischen Regierung und Verwaltung anbelangt. So hat das System bei departementsŸbergreifenden Problemen offenbar seine SchwŠchen, da jeder Bereich der Verwaltung die Tendenz hat, seine eigene Politik zu verfolgen. Die den Regierungsmitgliedern zugewiesene Funktion als Departementsvorsteherin bzw. als Departementsvorsteher fŸhrt ausserdem dazu, dass die FŸhrung und Aufsicht der Regierung Ÿber die Verwaltung zersplittert und geschwŠcht wird.�





Das Departementalprinzip beruht insbesondere auf der Vorstellung, dass die Regierungsmitglieder durch ihre Auseinandersetzung mit Verwaltungsaufgaben die GeschŠfte gut genug kennen, um ihre Entscheide fŠllen zu kšnnen.��



b)	Die faktische Hšhergewichtung der Departementsleitung



Vor zwei unterschiedliche Aufgaben gestellt, kšnnen die Regierungsmitglieder in Versuchung geraten, der Departementsleitung PrioritŠt vor der Kollegialfunktion einzurŠumen.

���Dies hat hauptsŠchlich zwei GrŸnde. Der erste ist die stetige Zunahme der Regierungs- und Verwaltungsaufgaben, die zu einer chronischen †berlastung des Regierungskollegiums und der Departementsvorsteherinnen und -vorsteher fŸhrt. Der zweite Grund beruht auf der steigenden Personalisierung der Politik in den Medien und vor dem Parlament, wo oft nicht das Kollegium, sondern der federfŸhrende Departementsvorsteher fŸr die Entscheide verantwortlich gemacht wird.



Es ist daher bequemer und befriedigender, die Aufgaben einer Departementsvorsteherin oder eines Departementsvorstehers wahrzunehmen, als sich den GeschŠften des Kollegiums zu widmen: bequemer, weil die Macht nicht geteilt und die Zahl der GeschŠfte zu bewŠltigen ist; befriedigender, weil es sich um den sichtbaren Teil der Aufgabe handelt, fŸr den man das Lob oder die Kritik der Medien und des Parlaments erntet.



Diese UmstŠnde erschweren die Entwicklung einer eigentlichen Politik des Kollegiums. Da die Regierungsmitglieder vor dem Kollegium die Interessen ihrer Departemente verteidigen, sind sie bei den Beratungen und der Suche nach einem Konsens nicht ganz unbefangen. Verschiedene Studien in Bezug auf den Bundesrat kommen sogar zum Schluss, dass die Regierung zu einer Behšrde zu werden droht, welche die Politik der Departemente sanktioniert und deren Mitglieder hšchstens departementsŸbergreifende Reibereien zu vermeiden suchen. Es gilt das Prinzip der Nichteinmischung ("ich lasse dich machen, und du lŠsst mich machen"), das sich durch die materielle Unmšglichkeit, sich in die GeschŠfte der anderen Departemente zu vertiefen, begrŸnden lŠsst.



Trotzdem wird Ÿberall in der Schweiz anerkannt, dass die Regierung und ihre Mitglieder von einem Teil ihrer Aufgaben entlastet werden mŸssen, damit sie sich auf ihre RegierungstŠtigkeit konzentrieren kšnnen. Dies wird Ÿbrigens auch bei allen Reformen im Zusammenhang mit dem New Public Management immer wieder erwŠhnt.�Das Departementalprinzip fŸhrt laut seinen Gegnerinnen und Gegnern aber faktisch zu einer Ablšsung der Kollegiumspolitik durch eine Departementspolitik.��



c)	Der finanzielle Aspekt



Auf den ersten Blick scheint die Doppelfunktion der Regierungsmitglieder eher zu Einsparungen zu fŸhren, doch hat wahrscheinlich auch mangelnde Effizienz ihren Preis.



Der finanzielle Aspekt ist im Bereich der Regierungsorganisation jedoch immer schwierig zu beurteilen. Er kann aber auch nicht einfach ausgeklammert werden, da er bei einer Volksabstimmung Ÿber eine Regierungsreform oft als Argument verwendet wird. Als Beispiel sei hier nur die gescheiterte Totalrevision des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes des Bundes im Jahre 1996 erwŠhnt, das hauptsŠchlich wegen der fŸr zu teuer erachteten EinfŸhrung von zehn StaatssekretŠrinnen und -sekretŠren zur Entlastung des Bundesrates abgelehnt wurde.�







Der finanzielle Aspekt kann nicht als Argument fŸr oder gegen das Departemental�prinzip verwendet werden, obwohl er bei einer Volksabstimmung eine wichtige Rolle spielen kann.��



4.4.	LšsungsansŠtze

���Die Kritik in Bezug auf das Departementalprinzip betraf bis jetzt immer den Bundesrat. Einige Kritikpunkte lassen sich zwar auf die Kantone Ÿbertragen, doch sieht die Ausgangslage hier ziemlich anders aus, was die Gršsse der Verwaltungen sowie den Umfang und die KomplexitŠt der Aufgaben anbelangt.



Man kann sich daher fragen, ob die theoretisch zwar mšglichen radikalen Lšsungen in einem Kanton wie Freiburg nicht etwas Ÿbertrieben wŠren.



Dies trifft vermutlich auf die Abkehr vom Departemental�prinzip zu. Eine vollstŠndige Trennung von Staatsleitung und VerwaltungsfŸhrung durch die Schaffung eines Regierungskabinetts und von Aufgabenbereichsministerien erfordert die EinfŸhrung neuer Zusammenarbeits- und Kontrollprozesse. Auf Bundesebene verzichtete der Ende 1998 in die Vernehmlassung gegebene Entwurf zur Staats�leitungsreform auf diese Lšsung, obwohl zu Beginn der Arbeiten noch ein entsprechendes Modell vorgelegen hatte.



Dasselbe gilt wahrscheinlich fŸr die EinfŸhrung einer zweistufigen Regierung, wie sie gegenwŠrtig auf Bundesebene geprŸft wird. Ohne das Departementalprinzip wirklich aufzuheben, soll diese Lšsung die Bundesratsmit�glieder erheblich von den Aufgaben entlasten, die sich aus ihrer Funktion als Departementsvorsteherin oder -vorsteher ergeben. Dazu werden eine Reihe von Ministerien geschaffen, die von einer Ministerin oder einem Minister geleitet werden. Die Ministerinnen und Minister bilden die zweite Stufe der Regierung, sind aber dem Bundesratsmitglied unterstellt, dessen Departement sie angehšren.



Wenn eine radikale Abkehr vom Departementalprinzip unverhŠltnismŠssig erscheint, kann das System auch angepasst werden.



Ein grosser Teil der Probleme beruht auf der durch die Doppelfunktion der Regierungsmitglieder verursachten †berlastung. Falls das System beibehalten werden soll, mŸssen die Regierung und die Departementsvorsteherinnen bzw. -vorsteher daher vor allem entlastet werden, so dass sie sich vermehrt Ÿbergeordneten Aufgaben widmen kšnnen. Dazu gibt es verschiedene Mšglichkeiten, wie z.B. die StŠrkung der Stabsstellen, eine bessere Verteilung der ZustŠndigkeiten auf Verwaltungsstufe (vor allem auf den unteren Stufen) oder die Entlastung von den ReprŠsentationsaufgaben.



Das System funktioniert aber nur mit einer angemessenen Information und Koordination zwischen den Departementen. Die StŠrkung und Institutionalisierung dieser Instrumente kann daher zu einer StŠrkung der Kollegialfunktion beitragen.



Die Behandlung der departementsŸbergreifenden GeschŠfte kann hingegen durch eine bessere Aufgabenteilung zwischen den Departementen (dazu ist Ÿbrigens eine Studie im Gange) und durch die Schaffung von Regierungsdelegationen verbessert werden.



Schliesslich ist zu erwŠhnen, dass die GeschŠfte des Bundesrates als Kollegialbehšrde gemŠss dem alten Bundes�gesetz Ÿber die Organisation des Bundesrates und der Bundesverwaltung Vorrang vor den Aufgaben der einzelnen Regierungsmitglieder hatten. Diese gesetzliche Verankerung des Vorrangs der KollegiumsgeschŠfte wurde im freiburgischen Vorentwurf des Organisationsgesetzes aus dem Jahre 1991 Ÿbernommen, im neuen Bundesgesetz (RVOG) ist sie dagegen nicht mehr zu finden. Eine solche Bestimmung hat lediglich deklaratorischen und appellatorischen Charakter, solange es keine Zwangsmassnahmen zu ihrer Umsetzung gibt. Sie zeigt aber trotzdem klar die Bedeutung, die der Doppelfunktion als Regierungsmitglied und Departementsvorsteherin bzw. -vorsteher eingerŠumt werden sollte.�





Wenn eine Abkehr vom Departementalprinzip oder die EinfŸhrung einer zweistufigen Regierung auf Kan�tonsebene etwas utopisch erscheint, so sollten sich die Anstrengungen auf mšgliche Massnahmen zur Entlastung des Staatsrates und seiner Mitglieder konzentrieren.��



4.5.	Fragen im Zusammenhang mit dem Departementalprinzip���

Soll der Grundsatz, wonach die Regierungsmitglieder gleichzeitig einem Departement oder einer Direktion vorstehen, Ihrer Meinung nach beibehalten werden?�Frage 7a��

Welche Punkte scheinen Ihnen in diesem Zusammenhang besonders wichtig?:

Ð	die Notwendigkeit, dass die Regierungsmitglieder mit den VerwaltungsgeschŠften konfrontiert sind

Ð	die Versuchung der Regierungsmitglieder, den GeschŠften ihres Departements Vorrang einzurŠumen

Ð	der finanzielle Aspekt

Ð	andere�Frage 7b��

Sollte das Departementalprinzip Ihrer Meinung nach angepasst werden?



Wenn ja, welche Anpassungen erachten Sie als notwendig?:

Ð	die StŠrkung der Stabsorgane

Ð	eine bessere Verteilung der ZustŠndigkeiten auf Verwaltungsstufe

Ð	eine bessere Aufgabenteilung zwischen den Departementen

Ð	die Institutionalisierung einer departementsŸber�greifenden Information und Koordination

Ð	andere�Frage 7c��

Haben Sie weitere Bemerkungen zum Departementalprinzip?�Frage 7d��

5.	WEITERE VERBESSERUNGSM…GLICH�KEITEN

���Neben den vier weiter oben erlŠuterten Themenbereichen kommen viele andere €nderungsmšglichkeiten in Bezug auf die Regierung und die Verwaltung in Frage, die Ÿbrigens zum Teil in anderen Ideenheften beleuchtet werden.



Eine Mšglichkeit wŠre z.B. eine stŠrkere politische Verantwortung der Regierung, wie sie gegenwŠrtig auf Bundesebene diskutiert wird und in einigen Kantonen bereits eingefŸhrt wurde. Dieses Ziel kšnnte insbesondere durch ein Recht auf eine ausserordentliche Gesamterneuerung der Regierung verwirklicht werden, das im Ideenheft Ÿber die AusŸbung der politischen Rechte vorgestellt wird.



Ein viel diskutiertes Beispiel sind des Weiteren die Beziehungen mit der …ffentlichkeit, vor allem was die Information betrifft. Nach Ansicht des freiburgischen Staatsrates schafft eine offene Informationspolitik ein Klima der Transparenz und des Vertrauens gegenŸber dem Staat und seinen Behšrden, was die GlaubwŸrdigkeit des staatlichen Handelns erhšht. Auf Bundesebene und in mehreren Kantonen wird die EinfŸhrung eines Rechts der Bevšlkerung auf Einsicht in amtliche Akten diskutiert, dies zum Teil auf der Grundlage der Regelung des Kantons Bern, wo ein Informationsgesetz ein solches Recht bereits vorsieht. Das Ideenheft Ÿber die Rechte und Pflichten des Einzelnen stellt Ÿbrigens ausdrŸcklich die Frage, ob das Recht auf Einsicht in amtliche Akten in der neuen Verfassung des Kantons Freiburg verankert werden soll.



Ein weiteres Beispiel ist die Stellung, die in der neuen Verfassung der Verwaltung eingerŠumt werden soll. Da diese sehr wichtig geworden ist, erwŠhnen sie mehrere der jŸngeren Verfassungen ausdrŸcklich und legen die GrundsŠtze ihrer Organisation und TŠtigkeit fest. Die Verwaltung ist Ÿbrigens auch ein Diskussionsthema des Teils 3C dieses Ideenhefts, der den Beziehungen zwischen dem Parlament und der Regierung gewidmet ist.



SŠmtliche VorschlŠge sind daher willkommen.���



Haben Sie weitere VorschlŠge zum Staatsrat und zur Verwaltung?�8. Frage��
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